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Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 19. Juli 2011 (BStBl 2012 II S. °) entschie-
den, dass für Verpflichtungen zur Nachbetreuung bereits abgeschlossener Versicherungen 
Rückstellungen wegen Erfüllungsrückstandes zu bilden sind. Die Rückstellungen sind wie 
folgt anzusetzen und zu bewerten: 
 
− Es sind nur Versicherungsverträge zu berücksichtigen, für die nach dem Bilanzstichtag 

aufgrund rechtlicher Verpflichtungen noch Betreuungsleistungen zu erbringen sind, für 
die aber kein weiteres Entgelt in Anspruch genommen werden kann. Die Restlaufzeiten 
sind anzugeben. Bei der Anzahl der maßgebenden Verträge ist auch der Erfahrungssatz 
einzubeziehen, dass ein Teil der Verträge vorzeitig aufgelöst wird. 

− Rückstellungsfähig sind nur Leistungen für die Nachbetreuung bereits abgeschlossener 
Verträge. Werbeleistungen mit dem Ziel neuer Vertragsabschlüsse und die eigene künftige 
Arbeitsleistung des Betriebsinhabers dürfen nicht angesetzt werden. 

− Maßgebend ist der jeweilige Zeitaufwand für die Betreuung je Vertrag und Jahr. Hierfür 
sind die einzelnen Betreuungstätigkeiten mit dem jeweiligen Zeitaufwand genau zu be-
schreiben. Es ist anzugeben, wie oft die einzelnen Tätigkeiten über die Gesamtlaufzeit des 
jeweiligen Vertrages zu erbringen sind und wie hoch die Personalkosten je Stunde Be-
treuungszeit sind.  



 
Seite 2 − Die einzelne Rückstellung ist gemäß § 6 Absatz 1 Nr. 3a Buchstabe e Satz 2 EStG als 

Sachleistungsverpflichtung bis zum Beginn der erstmaligen Nachbetreuungstätigkeit ab-
zuzinsen. 
 

Die erforderlichen Aufzeichnungen müssen vertragsbezogen und hinreichend konkret und 
spezifiziert sein, so dass eine angemessene Schätzung der Höhe der zu erwartenden Betreu-
ungsaufwendungen möglich ist.  
 
Nach Abstimmung mit den obersten Finanzbehörden der Länder ist das o. g. BFH-Urteil vom 
19. Juli 2011 in allen noch offenen Fällen anzuwenden. Das BMF-Schreiben vom 28. No-
vember 2006 (a. a. O.) wird aufgehoben. 
 
Der BFH hat klargestellt, dass die geforderten Aufzeichnungen dem Steuerpflichtigen keine 
unangemessenen und unverhältnismäßigen Belastungen auferlegen. Bei der Bewertung der 
Rückstellungen für die Betreuungsverpflichtungen kommen daher pauschalierende Ansätze 
nicht in Betracht. 
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht.  
 
Im Auftrag 


